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Zur Lage

Volker Kauder

Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Flüchtlingskrise nur mit Beharrlichkeit zu lösen
Mit der Türkei ins Gespräch kommen

CDU und CSU stehen nicht zuletzt wegen ihres christlichen 
Menschenbildes zu der Verpflichtung, Menschen in Not, 
die in unser Land kommen, zu helfen. Gleichzeitig wissen 
wir, dass wir den Zustrom an Flüchtlingen begrenzen müs-
sen. 

Wie dies am besten erreicht werden kann, darüber wird 
in unseren Parteien und in der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on in diesen Tagen diskutiert. Das ist auch richtig so. Denn 
ohne Zweifel bewegt die Frage, wie die Zahl der ankom-
menden Flüchtlinge verringert werden kann, sehr viele 
Menschen in unserem Land. Die Diskussion muss offen ge-
führt werden. Dabei dürfen wir allerdings nicht übersehen, 
dass die Koalition unter Führung von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel bereits zahlreiche Maßnahmen getroffen 
hat, um die Verfahren zur Anerkennung von Flüchtlingen 
effizienter zu machen und Abschiebung von abgelehnten 
Asylbewerbern zu erleichtern. 

„Das Projekt Europa steht auf 
dem Spiel“

Persönlich bin ich davon überzeugt, dass es zur Verringe-
rung der Flüchtlingsbewegung nicht eine isolierte Maß-
nahme gibt, die langfristig erfolgversprechend sein wird. 
Insbesondere eine Abschottung Deutschlands würde 
schwere Auswirkungen für Europa haben. Das Projekt des 
gemeinsamen Europas würde um viele Jahre zurückgewor-
fen, vielleicht sogar irreparabel beschädigt. Deutschland 
profitiert wie kein anderes Land von Europa. Eine Schwä-
chung Europas würde also auch uns schwächen. 

Die Flüchtlingskrise ist nur mit Beharrlichkeit und einer 
Vielzahl von Maßnahmen in den Griff zu bekommen. Im 
Inland ist bereits viel geschehen, auch wenn in der Frage 
der Abschiebung die Länder mehr tun müssen als bisher. 
Der Schlüssel zur Lösung liegt aber in der Europa- und Au-

ßenpolitik. Wir müssen noch stärker an einer Friedensord-
nung in Syrien arbeiten. Man kann nur hoffen, dass die ers-
ten Ansätze dazu weitergeführt werden. 

Vorrangig muss eine Lösung mit der Türkei gefunden 
werden. Dort befinden sich noch Millionen syrischer 
Flüchtlinge. Man muss alles daran setzen, ihre Lebensbe-
dingungen vor Ort zu verbessern, damit sie sich nicht auch 
noch auf den Weg Richtung EU machen. Eine Vereinbarung 
mit der Türkei wird nicht leicht werden. Wir müssen es 
aber versuchen und dabei Angela Merkel den Rücken stär-
ken. Die Bemühungen zu einer grundsätzlichen Lösung 
können Erfolg haben.  
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Die Flüchtlingskrise überlagert der-
zeit alles: mit der Größe der Heraus-
forderung, mit der Dringlichkeit, mit 
der Komplexität der Ursachen. Wir 
können das Problem nur lösen, wenn 
wir an vielen Stellen und auf verschie-
denen Ebenen ansetzen. Genau das 
tun wir. Die Bretter, die es zu bohren 
gilt, sind bedauerlicherweise sehr 
dick. Umso wichtiger werden die Din-
ge, die wir auf der Haben-Seite verbu-
chen können. Mit dem Gesetz zur Be-
schleunigung der Asylverfahren und 
den Änderungen beim Bleiberecht ha-
ben wir in den vergangenen Wochen 
wichtige Projekte auf den Weg ge-
bracht. Es ist die größte Asylrechtsver-
schärfung der vergangenen 25 Jahre. 
Wir dürfen nicht müde werden, das zu 
betonen. Dazu gehört die Einstufung 
weiterer Länder des westlichen Bal-
kans als sichere Herkunftsstaaten. 
Das hat bereits konkrete Ergebnisse 
gebracht: Der Zustrom aus diesen 
Ländern ist in den vergangenen Wo-
chen drastisch zurückgegangen. 

Den Weg der vielen, vielen kleinen 
Schritte müssen wir weitergehen – 
auch wenn er uns viel Kraft und Ge-
duld abfordert. Ziel unseres Handels 
ist die Begrenzung des Zustroms. Dar-
auf haben wir uns zwischen CSU und 

CDU in der vergangenen Wo-
che verständigt. Darauf müs-
sen alle unsere Maßnahmen 
ausgerichtet sein.

Die Flüchtlingskrise ist al-
lerdings nicht das Einzige, was 
uns derzeit beschäftigt. Gerade 
sozial- und gesellschaftspoli-
tisch haben wir dieser Tage 
wichtige und – wie ich finde – 
sehr gute  Entscheidungen ge-
troffen. Auch von diesen soll-
ten wir den Menschen erzäh-
len. So setzen wir nun die 
zweite Stufe der Pflegereform 
um. Wir stellen die Pflegever-
sicherung und die pflegeri-

sche Versorgung der Bevölkerung auf 
eine neue Grundlage. Der neue Pflege-
begriff mit fünf Pflegegraden ermög-
licht eine differenzierte Beurteilung 
des Einzelfalls. Nicht mehr körperli-
che Einschränkungen des Patienten 
sind Maßstab für die Einstufung, son-
dern die Selbstständigkeit einer Per-
son in allen pflegerelevanten Berei-
chen des täglichen Lebens. Damit 
wird eine bessere Grundlage für pass-
genaue Lösungen vor allem auch für 
Menschen mit Demenzerkrankungen 
geschaffen. Das betrifft Millionen 
Menschen und ihre Angehörigen: ein 
wahrer Meilenstein.

Mit der Entscheidung für ein Verbot 
der geschäftsmäßigen Sterbehilfe und 
dem Ausbau der Palliativversorgung 
haben wir bereits in der vergangenen 
Woche zwei Grundsatzentscheidun-
gen getroffen, die der äußerst schwie-
rigen Situation am Ende des Lebens ge-
recht werden. Ich bin sehr dankbar für 
die intensive Debatte der vergangenen 
Monate, die stets von gegenseitigem 
Respekt getragen war.

Neben allen Dingen rund um die 
Flüchtlingskrise sollten wir uns immer 
wieder die übrigen Themen ins Gedächt-
nis rufen und den Menschen im Land 
davon berichten. Die Flüchtlingspolitik 
fordert uns immens, keine Frage, aber es 
gibt auch noch andere Aufgaben, die un-
sere ganze Aufmerksamkeit fordern. 

Gerda Hasselfeldt

Erste Stellvertretende Vorsitzende der  

CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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„Keine Freiheit ohne Sicherheit“
60 Jahre Bundeswehr – Bundestag würdigt Entwicklung 

Die Fraktion im Plenum

Vor 60 Jahren wurde die Bundeswehr 
gegründet. Am 12. November 1955 – 
zehn Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges und sechs Jahre nach 
Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland – bekamen die ersten 
101 Freiwilligen vom damaligen Ver-
teidigungsminister Theodor Blank 
ihre Ernennungsurkunden ausgehän-
digt. Seitdem haben Millionen junger 
Männer und Frauen ihren Beitrag zum 
Schutz Deutschlands und zur Erhal-

tung des Friedens in der Welt geleis-
tet. In einer Debatte erinnerte der 
Bundestag am Donnerstag an die An-
fänge der Parlamentsarmee und wür-
digte ihre Entwicklung hin zu einer 
Armee im Einsatz. 

Die Wiederbewaffnung Deutsch-
lands nur zehn Jahre nach dem Ende 
der Gewaltherrschaft der Nationalso-
zialisten sei keine Selbstverständlich-
keit gewesen, sagte der verteidigungs-
politische Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, Henning Otte, in der Debatte. 
Dieses Zugeständnis sei ein Vertrau-
ensbeweis der Alliierten gewesen, 
fügte er hinzu: „Das Vertrauen war ge-
rechtfertigt, die Verantwortung wurde 
angenommen.“ 

Die Bundeswehr habe sich zu-
nächst zu einer Armee der Landes- 
und Bündnisverteidigung entwickelt. 
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Großer Zapfenstreich zum 60-jährigen Bestehen der Bundeswehr vor dem Reichstag

In der spannungsreichen Zeit des Kal-
ten Krieges sei sie ein unverzichtbarer 
NATO-Partner geworden. Mit der all-
gemeinen Wehrpflicht und dem Leit-
bild des Staatsbürgers in Uniform so-
wie dem Konzept der Inneren Führung 
habe man damals einen neuen Geist 
geschaffen – „welch eine Bereicherung 
für unser Land“, sagte Otte. Er erinnerte 
auch an die Integrationsleistung der 
Bundeswehr, als sie 1990 zu einer Ar-
mee der Einheit wurde. 

Vernetzter Ansatz

Seit 1992 beteiligt sich die Bundes-
wehr an internationalen Einsätzen 
zur Friedenssicherung und Konflikt-
bewältigung. An den vom Bundestag 
mandatierten Einsätzen nehme die 
Bundeswehr immer nur im Verbund 
mit Partnern teil, betonte Otte. Und 
nur im vernetzten Ansatz, also im Zu-
sammenwirken von Diplomatie, wirt-
schaftlicher Entwicklung und militä-
rischer Absicherung, könne man 
heutzutage Konflikte eindämmen 
und befrieden. 

Den vernetzten Ansatz hatte der 
damalige Verteidigungsminister Franz 
Josef Jung im Bundeswehr-Weißbuch 
2006 festgeschrieben. Jung, der heute 
stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Fraktion ist, erklärte zum 

Jubiläum der Bundeswehr: „Die Bun-
deswehr hat sich als Armee im Einsatz 
für den Frieden viel Sympathie erwor-
ben, gerade weil ihre Soldatinnen und 
Soldaten den Menschen aus anderen 
Nationen und Kulturen mit Respekt 
und Aufgeschlossenheit begegnen.“

Finanzielle Mittel angemahnt

Jung und Otte dankten den Soldaten 
und Soldatinnen in einer gemeinsa-

men Erklärung für ihren unverzicht-
baren Dienst an Deutschland. Sie ge-
dachten auch der rund 3.200 militäri-
schen und zivilen Angehörigen der 
Bundeswehr, die während der Aus-
übung ihres Dienstes ihr Leben verlo-
ren. 106 von ihnen starben in einem 
Auslandseinsatz. Als Parlamentsar-
mee dürften alle Soldaten die volle 
Rückendeckung der Abgeordneten er-
warten, sagte Otte im Bundestag. 

„Es gibt keine Freiheit ohne Sicher-
heit und für diese Sicherheit brauchen 
wir unsere Bundeswehr“, betonte der 
verteidigungspolitische Sprecher. Diese 
Sicherheit habe allerdings auch ihren 
Preis. Die Fürsorge für die Soldaten ge-
biete es, dass man ihnen für den Einsatz 
die nötige Ausrüstung zur Verfügung 
stelle. Der Bundestag müsse dafür die 
finanziellen Mittel bereitstellen.



4 | Fraktion direkt 47 | 13. November 2015

Verbesserungen für Demenzkranke 
Zweite Stufe der Pflegereform beschlossen – 
Pflege im Minutentakt wird abgeschafft

Die Fraktion im Plenum

Das Leistungsangebot für Pflegebe-
dürftige und Pflegende wird weiter 
ausgebaut. Der Bundestag beschloss 
am Freitag die zweite Stufe der Pflege-
reform, die unter anderem eine Bes-
serstellung von Demenzkranken vor-
sieht. Auch wird die Pflege im Minu-
tentakt abgeschafft. Pflegende 
Angehörige werden in der Renten- 
und Arbeitslosenversicherung besser 
abgesichert. Finanziert wird die Re-
form über eine Anhebung der Beiträge 
zur Pflegeversicherung um 0,2 Pro-
zentpunkte ab Januar 2017.

Pflegegrade statt Pflegestufen

Die bisherigen drei Pflegestufen wer-
den ersetzt durch fünf sogenannte 
Pflegegrade. In diesen Pflegegraden 
werden auch geistige und psychische 
Beeinträchtigungen berücksichtigt. 
Damit werden beispielsweise Pflege-
bedürftige mit Demenzerkrankung 
genauso erfasst wie Pflegebedürftige 
mit körperlichen Einschränkungen. 
Unter dem Strich haben in Zukunft 
mehr Personen Zugang zu den Leis-
tungen der Pflegeversicherung. 

Jeder, der heute bereits eine Pflege-
stufe hat, wird automatisch in das 
neue System mit den Pflegegraden 
übergeleitet. Ein Neuantrag bei beste-
hender Pflegebedürftigkeit ist nicht 
erforderlich. Gleichzeitig wird ge-
währleistet, dass niemand schlechter 
gestellt wird – im Gegenteil, viele wer-
den durch die Überleitung sogar so-
fort bessergestellt. 

„Rehabilitation vor Pflege“

Außerdem wird die sogenannte Minu-
tenpflege abgeschafft. Denn künftig 
wird nicht mehr der Zeitaufwand, 
sondern die Beeinträchtigung der 
Selbstständigkeit zum Maßstab ge-
nommen. Der Grundsatz „Rehabilitati-
on vor Pflege“ wird konsequent umge-
setzt. Auch die Information und Bera-
tung im Bereich der Pflegeversicherung 
wird verbessert. Denn nach wie vor ist 

vielen Menschen nicht klar, welchen 
Anspruch sie oder ihre Angehörigen 
im Fall einer Pflegebedürftigkeit ha-
ben. 

Auch die Rechte pflegender Ange-
höriger werden gestärkt. So zahlt die 
Pflegeversicherung Rentenbeiträge 
für einen pflegenden Angehörigen, 
der einen Betroffenen im Pflegegrad 
zwei bis fünf mindestens zehn Stun-
den wöchentlich – an mindestens 
zwei Tagen – zu Hause pflegt. Das gilt 
auch für Angehörige, die einen aus-
schließlich demenzkranken Pflegebe-
dürftigen betreuen. Steigt jemand aus 
dem Beruf aus, um sich um pflegebe-

dürftige Angehörige zu kümmern, be-
zahlt die Pflegeversicherung für ihn 
die Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung. 

Beitragssatz stabil halten

Mit der Einführung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs zum 1. Januar 
2017 wird der Beitragssatz der Pflege-
versicherung um 0,2 Punkte angeho-
ben, was Mehreinnahmen von rund 

2,5 Milliarden Euro entspricht. Auf 
dieser Grundlage kann nach derzeiti-
gen Berechnungen der Beitragssatz 
bis zum Jahr 2022 stabil gehalten wer-
den. 

Bereits zum 1. Januar 2015 wurde 
mit der ersten Stufe der Reform der 
Beitragssatz um 0,3 Beitragssatzpunk-
te angehoben. Davon wurden 0,2 Pro-
zentpunkte oder 2,4 Milliarden Euro 
in Verbesserungen gesteckt, die direkt 
bei den Pflegebedürftigen und ihren 
Angehörigen sowie den Pflegekräften 
ankommen. So wurden die Vergütun-
gen für fast alle Pflegeleistungen um 
vier Prozent erhöht, womit die Preis-

steigerungen der vergangenen Jahre 
ausgeglichen wurden. Die übrigen 0,1 
Prozentpunkte fließen in einen Vor-
sorgefonds – ein Novum in der Ge-
schichte der Pflegeversicherung. Die 
Mittel, die dort angespart werden, sol-
len die Beitragszahler ab dem Jahr 
2035 entlasten. Denn dann erreicht 
die Babyboomer-Generation das typi-
sche Pflegealter.  
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Die Fraktion informiert

Die organisierte geschäftsmäßige Hil-
fe zur Selbsttötung wird künftig unter 
Strafe gestellt. Eine entsprechende 
Neuregelung der Sterbehilfe be-
schloss der Bundestag in der vergan-
genen Woche. Dies bedeutet faktisch 
das Aus für Sterbehilfe-Vereine. Wenn 
Angehörige, nahestehende Personen 
und Ärzte im Einzelfall Hilfe zum Sui-
zid leisten, bleiben sie aber straffrei. 
Flankierend verabschiedete der Bun-
destag einen Ausbau der Palliativme-
dizin und des Hospizwesens, um un-
heilbar kranken Menschen in ihrer 
letzten Phase Schmerzen zu nehmen 
und Beistand zu geben. 

Den Abgeordneten lagen vier frak-
tionsübergreifend erarbeitete Gesetz-
entwürfe zur Abstimmung vor, die von 
einem kompletten Verbot der Suizid-
beihilfe bis zu einer ausdrücklichen 
Erlaubnis für Ärzte und Organisatio-
nen reichten. 360 von 602 Abgeordne-
ten stimmten für den Gruppenantrag 
um Michael Brand (CDU) und Kerstin 
Griese (SPD), der ein Verbot der ge-
schäftsmäßigen Sterbehilfe vorsieht. 
Dagegen waren 233 Abgeordnete; neun 
enthielten sich. Geschäftsmäßig be-
deutet das auf Wiederholung angeleg-
te, organisierte und gewinnorientierte 
Handeln von Vereinen und Einzelper-
sonen. Sollte jemand sich dieser Rege-
lung widersetzen, drohen ihm bis zu 
drei Jahre Gefängnis. 

Missbrauch stoppen

Brand sagte im Bundestag, mit der 
mehr als einjährigen parlamentari-
schen und gesellschaftlichen Debatte 
sei das Thema Sterben aus der Tabu-
zone geholt worden. „Nun müssen 
wir Hilfen bei der Sterbebegleitung 
ausbauen und den Missbrauch bei der 
Suizidbeihilfe stoppen.“ Es gehe dar-
um, Menschen zu schützen. Die Grup-
pe um Brand argumentierte, dass An-
gebot auch Nachfrage schaffe. So 
könnte  eine ausdrückliche Freigabe 
der Suizidassistenz Alte und Todkran-
ke unter den Erwartungsdruck setzen, 
dieses Angebot auch anzunehmen.
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Bundesgesundheitsminister Hermann 
Gröhe (CDU) nannte den von Brand 
und Griese vorgelegten Gesetzent-
wurf eine Regelung mit Maß und Mit-
te. „Es ist richtig, dass unsere Rechts-
ordnung zum Drama der Selbsttötung 
schweigt“, sagte Gröhe. Zugleich sei es 
jedoch nicht hinzunehmen, wenn 
Vereine Beihilfe zur Selbsttötung 
gleichsam als Dienstleistung anbie-
ten. Gröhe lehnte eine Ausnahme für 
Ärzte ab. Beihilfe zum Suizid sei keine 
Behandlungsvariante, sagte der Mi-
nister.

Kern der Menschenwürde ist die 

Selbstbestimmung 

Kritiker wie Bundestagsvizepräsident 
Peter Hintze (CDU) warnten allerdings 
davor, dass mit dem neuen Gesetz 
auch Ärzte kriminalisiert und mit Er-
mittlungsverfahren überzogen wür-
den: „Wir wollen, dass am Sterbebett 
nicht Staatsanwälte stehen, sondern 
Angehörige und Ärzte.“ Sein Gruppen-
antrag sah dementsprechend die 
Möglichkeit des ärztlich begleiteten 
Suizids vor. Hintze betonte das Selbst-
bestimmungsrecht todkranker Men-
schen: „Der Kern der Menschenwürde 

ist die Selbstbestimmung. In der größ-
ten existenziellen Not eines Men-
schen sollte sich der Staat zurückhal-
ten.“

Der Vorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Volker Kauder, 
erinnerte daran, dass der Suizid an 
sich nicht verboten sei. Daher könne 
jeder selbstbestimmt über sein Le-
bensende entscheiden. „Aber es gibt 
keinen Anspruch darauf, dass ein an-
derer dabei hilft“, sagte Kauder. „Die 
ständige Herausforderung des tägli-

chen Lebens ist es, Sterbende zu be-
gleiten und nicht allein zu lassen.“

Auch der CDU-Abgeordnete Patrick 
Sensburg wies warnend darauf hin, 
dass Sterbehilfe keine Alternative zur 
Pflege und Sterbebegleitung sein dür-
fe. „Nicht durch die Hand eines andere 
sollen Menschen sterben, sondern an 
der Hand eines anderen“, sagte Sens-
burg. Aufgabe von Ärzten sei es, Leben 
zu erhalten und nicht zu beenden. Sein 
gemeinsamer Antrag mit Thomas 
Dörflinger (CDU) sah vor, Anstiftung 
und Beihilfe zu einer Selbsttötung mit 
bis zu fünf Jahren Haft zu bestrafen. 

Sterbehilfe-Vereinen das Handwerk legen
Bundestag beschließt Verbot der geschäftsmäßigen Suizidbeihilfe
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Familiennachzug begrenzen
Individuelle Anhörung syrischer Flüchtlinge wieder einführen

Die Fraktion im Plenum

Angesichts der hohen Zahl an Flücht-
lingen, die derzeit in Deutschland Zu-
flucht suchen, haben sich Politiker 
der CDU/CSU-Fraktion dafür ausge-
sprochen, den Familiennachzug teil-
weise auszusetzen. In einer aktuellen 
Stunde des Bundestages am Mittwoch 
sagte der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende Thomas Strobl: „Wir müs-
sen den Familiennachzug begrenzen.“ 
Auch die Abgeordnete Andrea Lind-
holz warnte davor, die Integrations-
kraft Deutschlands zu überfordern. 

Die große Koalition hatte sich in 
der vergangenen Woche darauf geei-
nigt, den Familiennachzug für soge-
nannte subsidiär Schutzbedürftige für 
zwei Jahre auszusetzen. Dieser 
Schutzstatus wird in der Regel Bürger-
kriegsflüchtlingen für ein Jahr ge-
währt, während der Schutz nach der 
Genfer Flüchtlingskonvention Men-
schen vorbehalten ist, die in ihrer 
Heimat individuell verfolgt werden. 
Bürgerkriegsflüchtlingen aus Syrien 
wird aber seit einem Jahr pauschal 
Schutz nach der Genfer Flüchtlings-
konvention gewährt, weil die Behör-
den dabei auf eine individuelle Anhö-
rung verzichten können. 

Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière hatte Ende vergangener Wo-
che angekündigt, zur alten Regelung 
zurückkehren zu wollen. Dieses Vor-

haben begründete er im Bundestag 
mit den Worten: „Die Lage hat sich 
verändert.“ Die Zahl der Flüchtlinge 
aus Syrien sei in einem Ausmaß ge-
stiegen, die keiner vorhergesehen 
habe. Ohne eine individuelle Anhö-
rung sei jedoch schwer zu überprüfen, 
ob die Antragsteller tatsächlich aus 
Syrien stammten und ob ihre Papiere 
echt seien. Außerdem lasse sich nur 
in einer persönlichen Anhörung fest-
stellen, ob die Betroffenen tatsächlich 
unmittelbar aus dem Kriegsgebiet ge-
flohen seien oder aus einem sicheren 
Drittstaat, also aus einem Auffangla-
ger in der Türkei, im Libanon oder in 
Jordanien, kommen.

„Wir schicken 
niemanden in ein 
Bürgerkriegsland 
zurück“

Strobl betonte, der subsidiäre Schutz 
sei kein „Schutz light“. In fast allem 
seien diese Flüchtlinge jenen gleich-
gestellt, die einen Status nach der 
Genfer Konvention bekommen. Le-
diglich werde ihr Schutzstatus bereits 

nach einem Jahr überprüft und dann 
gegebenenfalls verlängert. „Wir schi-
cken niemanden in ein Bürgerkriegs-
land zurück“, betonte er. Auch die 
CDU-Abgeordnete Nina Warken un-
terstrich, dass es nicht um eine pau-
schale Beschränkung der Rechte von 
Flüchtlingen aus Syrien gehe. Aber: 
„Wir dürfen keine Gruppe privilegie-
ren und auf Anhörungen verzichten.“

Lindholz verteidigte die Entschei-
dung der Koalition, den Familien-
nachzug für die Gruppe der subsidiär 
Schutzbedürftigen für zwei Jahre aus-
zusetzen. So könne man Kapazitäten 
für weitere Integrationsleistungen 
schaffen. Strobl wies darauf hin, dass 
man angesichts Hunderttausender 
anerkannter syrischer Flüchtlinge  
„bereits heute mit einem Familien-
nachzug in nie dagewesener Dimensi-
on rechnen“ müsse. 

De Maizière geht von der Annahme 
aus, dass sich die Flüchtlingszahlen 
durch den Familiennachzug verdop-
peln oder verdreifachen könnten. Ein 
Nachzug in die Arbeitslosigkeit oder 
Wohnungslosigkeit sei aber nicht 
machbar. Der Bundesinnenminister 
sagte, die Koalition habe in dieser Fra-
ge Gesprächsbedarf. Er kündigte an, 
zunächst mit den Landesinnenminis-
tern reden zu wollen. 
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Die Fraktion im Gespräch

Eberhard Gienger

Sportpolitischer Sprecher  

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

„Harte Strafen für dopende Spitzensportler“
Eberhard Gienger über das neue Anti-Doping-Gesetz und die  

Stellung des Sports in der Gesellschaft

Doping im Leistungssport soll künf-
tig auch mit den Mitteln des Straf-
rechts verfolgt werden. Der Bundes-
tag verabschiedete am Freitag ein 
entsprechendes Gesetz. Über die Hin-
tergründe und Einzelheiten sprach 
„Fraktion direkt“ mit dem sportpoliti-
schen Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, Eberhard Gienger.

Herr Gienger, bislang war der Kampf 
gegen Doping hauptsächlich eine Sache 
der Sportgerichtsbarkeit. Lediglich im 
Arzneimittelgesetz gab es dopingrecht-
liche Bestimmungen. Warum schaltet 
der Staat sich jetzt so umfassend ein?

Gienger: Der organisierte Sport allein 
kann dem Dopingproblem offen-
sichtlich nicht Herr werden. 
Bekannte Dopingfälle zeigen, mit 
welch krimineller Energie und Akri-
bie betrogen wurde. 
   Der Sport nimmt in unserem Land 
eine wichtige Position und Vorbild-
funktion ein. Die Integrität des Sports, 
die Gesundheit der Athleten wie auch 
Fairness und Chancengleichheit gilt es 
zu schützen – in letzter Instanz auch 
mit dem Strafrecht. Nicht zu vergessen 
ist, dass es bei großen Sportwettbewer-
ben zum Teil um erhebliche Preisgelder 
bzw. Vermögensvorteile geht. 

Welche Strafen drohen dopenden Spit-
zensportlern künftig? 

Gienger: Dopenden Spitzensportlern 
drohen nun bis zu drei Jahre Haft 
oder Geldstrafen. In besonders 
schweren Fällen kann das Strafmaß 
sogar noch weiter reichen. Diejeni-
gen aus dem Umfeld der dopenden 
Sportler, die das unterstützen, müs-
sen ebenfalls mit harten Sanktionen 
rechnen. 
   Daneben müssen überführte 
Dopingtäter weiterhin mehrjährige 
Wettkampfsperren fürchten, die die 
Sportgerichtsbarkeit verhängt. 
Kurzum: Es gilt Null Toleranz gegen-
über Doping im Sport. 

Ist auch der Breitensport davon betroffen?

Gienger: Der Gesetzgeber hat sich 
bewusst auf Spitzensportler im 
(Doping-) Testpool der Nationalen 
Anti-Doping Agentur Deutschland 
(NADA) bezogen. Auch jene Personen 
sind vom Gesetz betroffen, die durch 
den Spitzensport Einnahmen in 
erheblichem Umfang erzielen. Davon 
abzugrenzen ist der Medikamenten-
missbrauch durch Breitensportler. 
Wer jedoch gefährliche Dopingmittel 
– zum Beispiel in Fitnessstudios – in 
Umlauf bringt oder Handel treibt, 
kann schon nach bisheriger Rechts-
lage bestraft werden. 

„Die 
Sportgerichtsbarkeit 
wird gestärkt“

Der Deutsche Olympische Sportbund 
(DOSB) befürchtet, dass es künftig zu 
Kollisionen zwischen der Sportgerichts-
barkeit und den ordentlichen Gerichten 
kommen kann. Wie sehen Sie das?

Gienger: Auch in vielen anderen 
Lebens- und Rechtsbereichen findet 

man eine Parallelität von staatlicher 
Gerichtsbarkeit und Schiedsgerich-
ten. Die Sportschiedsgerichtsbarkeit 
haben wir im Anti-Doping-Gesetz 
gestärkt. Sie ist weiterhin zentral, 
wenn es darum geht, das internatio-
nale Regelwerk im Sport durchzuset-
zen oder überführte Spitzensportler 
umgehend für einen Wettkampf zu 
sperren. Staatliche Verfahren mit ent-
sprechenden Ermittlungen dauern in 
der Regel länger. 

Welche nachträglichen Änderungen im 
Anti-Doping-Gesetz haben Sie im par-
lamentarischen Verfahren noch 
erreicht? 

Gienger: Zum Beispiel haben wir 
erreicht, dass sich auch jene Sportler 
strafbar machen, die verbotene 
Dopingmittel im Ausland einsetzen 
und dann an einem Wettkampf in 
Deutschland teilnehmen. Anderer-
seits soll Sportlern zu Gute gehalten 
werden, wenn sie Dopingmittel doch 
nicht verwenden, obwohl sie sich 
diese bereits beschafft haben. Voraus-
gesetzt wird hier, dass dies aus eige-
ner Einsicht oder Reue geschieht und 
nicht wegen des Ermittlungsdrucks 
von Seiten der Staatsanwaltschaft. 
Außerdem soll das Gesetz nach spä-
testens fünf Jahren evaluiert werden. 

Die Unionsfraktion wollte ursprünglich 
eine Verknüpfung des Anti-Doping-
Gesetzes mit der Bekämpfung von Spiel-
manipulation und Korruption. Was ist 
daraus geworden?

Gienger: Das kommt wie geplant, nur 
etwas später. Für das Gesetz zur 
Bekämpfung von Spielmanipulation 
und Korruption im Sport liegt inzwi-
schen ein detaillierter Entwurf vor, 
der gerade für die Verbändeanhörung 
freigegeben wurde. Kurzum: Auch 
beim zweiten Gesetz zum Schutz der 
Integrität des Sports sind wir weit 
fortgeschritten.  

F
o

to
: 
P

o
r
tr

a
it

H
a
u

s
, 
D

é
s
ir

é
e
 K

a
u

fm
a
n

n



8 | Fraktion direkt 47 | 13. November 2015

Die Fraktion in Aktion
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Fünf Jahre nach Einleitung der Ener-
giewende hat sich der Energiemarkt 
rasant fortentwickelt. Dabei wurden 
Chancen wie auch Herausforderun-
gen deutlich. Einerseits schreitet der 
Ausbau der erneuerbaren Energien er-
folgreich voran, andererseits stellen 
die damit verbundenen Kosten sowie 
die Integration von Sonne, Wind und 
Biomasse in den Strommarkt eine 
große Herausforderung dar. Über all 
dies diskutierten Politiker und Exper-
ten beim 7. Energiepolitischen Dialog 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion un-
ter dem Motto „Quo vadis Energie-
wende?“ am Montag in Berlin. 

Thomas Bareiß, Energiebeauftrag-
ter der CDU/CSU-Fraktion, hielt fest: 
„Schon heute stammen über 30 Pro-
zent unseres Stroms aus Wind, Sonne, 
Biomasse oder Wasser.“ Damit seien 
die Ziele für den Ausbau der erneuer-
baren Energien momentan sogar 
„übererfüllt“. Wenn man im Kosten-
rahmen bleiben wolle, müsse man je-
doch zu einem geregelten und koordi-
nierten Ausbau kommen, mahnte 
Bareiß.  Als weitere Herausforderun-
gen nannte er den Netzausbau, bei 
dem Deutschland noch weit hinter den 
vereinbarten Zielen hinterherhinke. 

Zahlreiche Gesetze in der Pipeline

Im Zusammenhang mit anstehenden 
Entscheidungen sprach Bareiß von 
der „größten Weichenstellung in der 
Energiepolitik“. Zahlreiche Gesetzent-
würfe seien in der Pipeline – etwa zur 
schrittweisen Heranführung der er-
neuerbaren Energien an Markt und 
Wettbewerb, zur Kraft-Wärme-Kopp-
lung, zum Einstieg in den intelligen-
ten Verbrauch oder zum Strommarkt.   

Auch Sachsens Ministerpräsident 
Stanislaw Tillich forderte einen markt-
gerechten Ausbau der erneuerbaren 
Energien mit Augenmaß. Überdies 
müsse der Netzausbau beschleunigt, 
die Netzentgelte müssten harmoni-
siert werden. Tillich betonte gleichzei-
tig die Bedeutung der Braunkohle für 
das Gelingen der Energiewende: „Wir 
produzieren so viel Strom wie nie zu-

vor. Allerdings ist der nicht immer 
verfügbar – zum Beispiel wenn kein 
Wind weht, wenn keine Sonne 
scheint.“ Die weitere Nutzung von 
Braunkohle könne hier als Rückversi-
cherung dienen. Sie würde auch die 
Unabhängigkeit Deutschlands von 
Gasimporten sichern. 

Planungssicherheit entscheidend

Für Peter-Alexander Wacker, dem Vor-
sitzenden des Aufsichtsrats der Wa-
cker Chemie AG, stehen bei der Ener-
giewende vor allem Versorgungssi-
cherheit und Kosteneffizienz im 
Mittelpunkt. Gerade Unternehmen, 
die im internationalen Wettbewerb 
stünden, seien auf eine günstige und 
effektive Energieversorgung angewie-
sen. Für sie spiele die Planungssicher-
heit eine entscheidende Rolle. Diese 
Sicherheit müsse die Politik „auch 
über Legislaturperioden hinaus“ ga-
rantieren. 

In einer Podiumsrunde wurden 
Themen rund um die Strommarktre-
form diskutiert. Rainer Baake, Staats-
sekretär im Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie, sieht die 
Strommarktreform als „größte Reform 
seit der Liberalisierung der Energie-
märkte“. Im Kern gehe es um eine Ga-
rantie der freien Preisbildung. Auch 
die Einführung einer Kapazitätsreser-
ve, die die Stromversorgung gegen 
nicht vorhersehbare Ereignisse und 
Preisspitzen absichert, ist geplant: 
„Das, was in anderen Ländern schon 
gut funktioniert, dafür schaffen wir 
jetzt auch in Deutschland den gesetzli-
chen Rahmen“, sagte Baake. Dabei set-
ze man auf Angebot und Nachfrage. 

Erdverkabelung bevorzugt

Baake verwies ebenfalls auf die  Not-
wendigkeit eines beschleunigten 
Netzausbaus. Dieser  solle vor allem 
mit der sogenannten Erdverkabelung 
erreicht werden, und zwar bei Gleich-
stromtrassen. Auch aus Gründen der 
Akzeptanz des Netzausbaus in der Be-
völkerung könne es keine andere Al-
ternative geben, pflichtete Jochen Ho-
mann, Präsident der Bundesnetz-
agentur, bei. 

Thomas Bareiß redet über Chancen und Herausforderungen der Energiewende

Quo vadis Energiewende?
7. Energiepolitischer Dialog der Unionsfraktion 
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Die CDU/CSU-Fraktion im Internet  

www.cducsu.de

Der Blog der CDU/CSU-Fraktion    

blogfraktion.de

Fraktion direkt   

www.cducsu.de/fd

www.facebook.com/ 

cducsubundestagsfraktion

twitter.com/ 

cducsubt

www.youtube.com/cducsu

Letzte Seite

Fraktion direkt bestellen 

Unser Newsletter „Fraktion direkt“ erscheint in den Sitzungswochen des Deutschen Bundestages. 

Wenn Sie ihn künftig regelmäßig lesen wollen, können Sie ihn unter www.cducsu.de/newsletter 

abonnieren.

Termine www.cducsu.de/veranstaltungen

       25. November 2015   Expertengespräch Flüchtlingshilfe 4.0

       25. November 2015   Fachgespräch Diabetes

       26. November 2015   Fachgespräch Klimaschutz

13.-15. Dezember 2015     Parteitag der CDU Deutschland

       16. Dezember 2015    Vorweihnachtliche Feier der CDU/CSU-Fraktion

Deutschland 
übernimmt OSZE-
Vorsitz
40 Jahre Schlussakte 

von Helsinki

Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte in Helsinki 1975
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Deutschland übernimmt am 1. Januar 
2016 den Vorsitz der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa (OSZE). Die Übernahme fällt in die 
bislang schwierigste sicherheitspoliti-
sche Phase, die Europa seit dem Ende 
des Kalten Krieges durchlebt. Gerade 
jetzt „kommt es darauf an, die OSZE als 
Instrument für Dialog und Vertrauens-
bildung in Europa zu nutzen, zu erhal-
ten und zu stärken“, heißt es in einem 
gemeinsamen Antrag der Koalitions-
fraktionen, der die Geschichte der Orga-
nisation würdigt. Sie ging 1990 aus der 
Konferenz über Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (KSZE) hervor, die 
wiederum vor 40 Jahren mit der soge-
nannten Schlussakte von Helsinki  aus 
der Taufe gehoben worden war.

Ukraine-Krise überwinden

Von den zehn Prinzipien der Helsinki-
Schlussakte sind heute neben der Aner-
kennung der universellen Menschen-
rechte und der friedlichen Lösung von 
Konflikten insbesondere die Achtung 
der staatlichen Souveränität und die Un-
verletzlichkeit der Grenzen von beson-
derer Bedeutung. Die Gefährdung dieser 
Prinzipien werde nicht nur am aktuellen 
russisch-ukrainischen Konflikt, sondern 
auch am Beispiel anderer eingefrorener 
Konflikte wie im Südkaukasus oder in 
Transnistrien deutlich, heißt es in dem 
Antrag. Autoritäre Tendenzen in eini-
gen Teilnehmerstaaten, staatliche Ein-
griffe in die Meinungsfreiheit, unge-
ahnte Dimensionen der Massenüber-
wachung sowie ungelöste Sozial-, 
Wirtschafts- und Umweltprobleme 
stellten die Erfolge der OSZE infrage. 

Die Parlamentarier fordern die 

Bundesregierung auf, den Schwer-
punkt ihres Vorsitzes auf den Bereich 
des Krisenmanagements zu legen, 
insbesondere auf die Überwindung 
der Ukraine-Krise. Sie solle sich dafür 
einsetzen, die Krisenreaktionsfähig-
keiten der OSZE zu stärken und die 
Zusammenarbeit mit anderen inter-
nationalen Organisationen zu inten-
sivieren. Angesichts der Sorgen und 
Ängste, die Russland mit seinem Ver-
halten gegenüber der Ukraine in Eu-
ropa ausgelöst habe, komme es auf 
vertrauens- und brückenbildende 
Maßnahmen an. 

Die KSZE entstand im Umfeld der 

Entspannungspolitik der 1970er Jah-
re. 35 europäische Staaten unterzeich-
neten am 1. August 1975 die Schluss-
akte von Helsinki. Nach dem Ende der 
Blockkonfrontation ging aus ihr die 
OSZE hervor, die mit der Charta von 
Paris 1990 ins Leben gerufen wurde. 
Ihr gehören heute 57 Teilnehmer an. 
Zu den Aufgaben der Organisation ge-
hören unter anderem Konfliktverhü-
tung und Krisenmanagement, der 
Schutz der Menschenrechte und die 
Durchsetzung demokratischer Stan-
dards. Besonders bekannt ist sie da-
für, dass sie als unabhängige Instituti-
on Wahlen überwacht. 


